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Geschäftsmodelle für einen  
wirtschaftlichen Breitband-Netzausbau  
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I. Bestandsaufnahme 

Ausgangslage: Rentabilität der Breitbandversorgung auf dem Land (1) 

Á In strukturschwachen ländlichen Regionen besteht zwar eine Nachfrage nach breitbandigem Internet. Die 
hohen Ausbaukosten in zersiedelten Gebieten machen die Breitbandversorgung für private Anbieter jedoch 
unattraktiv. Es kommt zu einem Marktversagen. 
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I. Bestandsaufnahme 

Ausgangslage: Rentabilität der Breitbandversorgung auf dem Land (2) 

Á Um dennoch eine flächendeckende Breitbandversorgung herzustellen, muss die öffentliche Hand 
wahlweise selbst Glasfasernetze ausbauen oder die Wirtschaftlichkeitslücke privater Anbieter schließen.                    
Letzterer Ansatz dominiert in ländlichen Regionen bislang. 
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I. Bestandsaufnahme 

Bisheriger Versorgungsstandard ς nach Technologien 

Allgemein 
(BRD) 

•Vervierfachung des Datenvolumens seit 2010 bis heute; weitere Verdreifachung bis 2020 auf 55 Mrd. GB1 

•Prognose der Nachfrage 2025: ~75% der Haushalte fragen Downloadraten von >500 Mbit/s nach2 

•Angebot 2018:  Downloadraten von 50 Mbits/s erst in ~30% der ländlichen Haushalte verfügbar3; Downloadraten 
von >200 Mbit/s in weniger als 10% der bundesdeutschen Haushalte4 

VDSL 

•Downloadrate bis zu 50 Mbit/s 

•Verfügbarkeit: Die meisten neuen Ausbauvorhaben im ländlichen Raum sehen VDSL- / FTTC-Anbindungen vor4 

•Zukunftsperspektive: Selbst VDSL2 verspricht nur Verdopplung der Bandbreiten; daher bloß Brückentechnologie 

Kabel 

•Downloadrate bis zu 200 Mbit/s 

•Die meisten bestehenden NGA-Internetverbindungen basieren auf ertüchtigten TV-Kabeln4 

•Zukunftsperspektive: Maximale Bandbreiten unterschreitet Nachfrage; daher nur Brückentechnologie 

FTTB/H 

•Downloadrate bis zu 1 GBit/s oder sogar mehr (FTTH/FTTD) 

•Erst 9% der Haushalte deutschlandweit angeschlossen4 

•Erforderliche Investitionskosten (nur) ~20% höher als für bloße FTTC-Anbindung 

•Zukunftsperspektive: Langfristig die bedarfsgerechteste Lösung 

Fn. 1: BREKO: Breitbandstudie 2016, S. 15. 
Fn. 2: Gries/Plückebaum/Martins: Treiber für den Ausbau hochbitratiger Infrastrukturen, 2016, S. 35. 
Fn. 3: Dreist/Proeger/Bizer: Breitbandinternet, 2016, S. 23. 
Fn. 4: BMVI: Aktuelle Breitbandverfügbarkeit in Deutschland, 2016, S. 5. 
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I. Bestandsaufnahme 

Bisheriger Versorgungsstand 
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I. Bestandsaufnahme 

Zusammenfassung 

Á Für privatwirtschaftliche Unternehmen rentiert sich der 
Breitbandausbau im ländlichen Raum nicht per se; 
vorhandene Förderprogramme schaffen aber inzwischen 
nötige Anreize 

 

Á Zumindest Downloadraten von bis zu 50 Mbit/s stehen in 
einigen Jahren flächendeckend zur Verfügung 

 

Á Mit steigender Nachfrage nach höheren Bandbreiten halten 
bisher vorherrschende Lösungen über CATV und VDSL jedoch 
bald nicht mehr Schritt 

 

Á Langfristig zukunftssicher sind nur FTTB/H-Anschlüsse; 
solche stehen im ländlichen Raum bisher nur vereinzelt 
bereit 

 

Á Um Lebensqualität & Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, 
ist künftig eine zweite Ausbaurunde notwendig: diesmal von 
Verteilerkästen bis zu Gebäuden & Wohnungen 

 

 

Quelle: Wikipedia, Fiber to the x  
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II. Förderung und Finanzierung 

Übersicht über grundlegende Fördermöglichkeiten 

ÁRichtlinie „Förderung des Breitbandausbaus in der Bundesrepublik Deutschland“ 

ü NEU: Max. 30 Mio. EUR je Infrastrukturprojekt (Anteilsfinanzierung) 

ü Förderquote grds. 50%, in Gebieten mit geringer Wirtschaftskraft bis zu 70% 

ü Kofinanzierung möglich 

ü NEU: nur Neubau von Glasfasernetzen oder Aufstockung laufender Projekte förderfähig 

ü Sowohl Betreiber- als auch Wirtschaftlichkeitslückenmodell förderfähig 

ü Auswahl über Scoring-Modell (Förderbedarf, Projekterfolg, effizienter Mitteleinsatz, 
Nachhaltigkeit) 

ü Zusätzlich: Erstattung von Beratungskosten bis zu 50 TEUR  

BUND 

Á Förderprogramme der Bundesländer 

ü Obergrenze variiert zwischen Landesprogrammen, überwiegend max. 5 Mio. EUR 

ü Aufstockung der Bundesförderung i.d.R. auf 60%-80% und in Härtefällen 90 % (in 
einigen Ländern wie Sachsen & Sachsen-Anhalt sogar höher), wobei der 
Förderhöchstbetrag mit abnehmender Einwohnerdichte steigt 

LÄNDER 

Á Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 

Á Landesförderbanken 

Á„Projektdarlehen“ und „Globaldarlehen“ der Europäischen Investitionsbank (EIB) 

 

Kommunal-
kredite 
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II. Förderung und Finanzierung 

Übersicht über zusätzliche Fördermöglichkeiten 

ÁConnecting Europe Broadband Fund  

ü In Planung 

ü Förderung von jährlich 7-12 NGA-Ausbauprojekten bis 2021   

Á EFSI (Europäischer Fonds für strategische Investitionen) 

ü fördert den Ausbau digitaler Netze europaweit 

ü unterstützt v.a. Ausbauprojekte in Süd- und Osteuropa 

ü Förderung in Deutschland dort möglich, wo die übrigen Förderprogramme eine 
Finanzierungslücke offen lassen, die nicht anderweitig geschlossen werden kann und 
das Projekt verhindern würde 

ÁCEF (Connecting Europe Facility) Telecom 

ü Üblicherweise Fördersummen von 500.000-2 Mio. EUR pro Projekt 

ü Förderquote von maximal 75% 

ü Fördervoraussetzung: Bezug zum Binnenmarkt (z.B. Förderung transeuropäischer 
Netze) 

ü Geeignet vor allem für digitale Angebote auf Basis eines ausgebauten Netzes (z.B. 
Open Access Netze in Grenzregionen und entsprechende Handelsplattformen für 
Vorleistungsprodukte) 

EU 

Á Sonderprogramm Gewerbegebiete  

ü Max. 1 Mio. € pro Gewerbegebiet 

ü Förderquote i.d.R. 50%; Kofinanzierung möglich 

ü Kofinanzierung im Rahmen eines größer angelegten Ausbauvorhabens möglich 

BUND 
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II. Förderung und Finanzierung 

 Sonderförderung für Gewerbegebiete: Beispiel Landkreis Diepholz 

34% 

7% 

10% 

49% 

INVESTITIONSKOSTEN (100 MIO. ϵ) 

Bundesförderung Landesförderung Sonderförderung Gewerbegebiete Eigenmittel

2016:  

Beginn der Ausbauplanung im 
Landkreis Diepholz 

^^^^^^^^  

2017:  

Beantragung von 
Fördermitteln (u.a. 

Sonderförderung für 
Gewerbegebiete) 

2018:  

Beginn Roll-Out; 
anfangs bereits 100 
Mbit/s verfügbar  

^^^^^^^^^^^   

2020:  

Abschluss Ausbau, 
Schließung letzter 

weißer Flecken 
^^^^^^^^^^^  
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II. Förderung und Finanzierung 

 Sonderförderung für Gewerbegebiete: Vorkehrungen 

 

Á Antragsberechtigt sind nur Kommunen, Landkreise oder Zweckverbände; wer die 
Förderung beanspruchen will, muss dies frühzeitig bei der Rechtsformwahl berücksichtigen 

 

ÁUm von der Sonderförderung zu profitieren, sollten geeignete Abschnitte im Ausbaubereich 

Á frühzeitig ermittelt werden 

Á dezidiert als Gewerbegebiete ausgewiesen werden 

 

ÁDie Sonderförderung lässt sich auch nach Beantragung der grundlegenden 
Bundesförderung noch hinzuziehen 

 

Á Empfehlenswert ist es dann, einen vorzeitigen Maßnahmebeginn zu beantragen 

 

Á Für das Sonderprogramm Gewerbegebiete gilt das Windhundprinzip, bis die 
bereitgestellten 350 Mio. ϵ vergeben sind 
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II. Förderung und Finanzierung 

Förderkombinationen ς theoretische Höchstwerte 
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100% Sonderförderung 
Gewerbegebiet (800T €) 
Landesfördermittel (500T €) 

Bundesfördermittel (3M €) 

Eigenmittel

II. Förderung und Finanzierung 

Förderkombinationen ς Beispiel eines Ausbauvorhabens für 7M ϵ 

 

Problem:  
Qualifizieren die Umstände eine 
Gemeinde nicht für die 
Förderhöchstbeträge, muss sie selbst 
bei Ausschöpfung aller Fördertöpfe 
enorme Eigenmittel aufbringen.  

 
Lösung: 
Mit geschickten wirtschaftlichen und 
rechtlichen Weichenstellungen kann 
eine Gemeinde die erforderlichen 
Eigenmittel jedoch erheblich senken. 
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Wertschöpfungsstufen Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 Betreiber-
Modell (5) 

Wirt.lücke
Modell (6) 

Stufe 1 Netzausbau 
Verlegung und Verpachtung  
des dunklen Netzes 
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Stufe 2 Netzbetrieb 
Verlegung und Betrieb 
des aktiven Netzes 
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Stufe 3 Dienste 
Bereitstellung von Diensten 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Mögliche Organisationsformen der NGA-Breitbandversorgung 

orientiert an einer Grafik des Breitbandbüros des Bundes 

Praxisrelevante 
Modelle 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

 Wirtschaftlichkeitslückenförderung: Beispiel Landkreis Cham 

46% 

30% 

24% 

INVESTITIONSKOSTEN (55 MIO. ϵ) 

Bundesförderung Landesförderung

Eigenmittel der 37 Kommunen

2015:  

Beginn der Ausbauplanung im 
Landkreis Cham 

^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^  

2016:  

Auftragsvergabe zum 
Netzausbau an M-

Net 

2017:  

Beginn Roll-Out; 
anfangs bereits 100 
Mbit/s verfügbar 

2019:  

Abschluss Ausbau, 
erstmaliger NGA-

Anschluss von 8.000 
Haushalten & 1.000 

Unternehmen 

Quelle: Mittelbayerische Zeitung, 29.5.2017 

http://www.mittelbayerische.de/region/cham-nachrichten/spatenstich-fuer-den-breitbandausbau-20909-art1524718.html
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

 Betreibermodell: Beispiel des Breitbandzwecksverbandes Angeln 

25% 

75% 

INVESTITIONSKOSTEN (59 MIO. ϵ) 

Bundesförderung

Förderdarlehen (Rückzahlung u.a. aus Pachteinnahmen)

2016:  

Gründung Zweckverband 

^^^^^^^^^^^^  

2017: Bewilligung 
Bundesförderung 
& Auswahl des 

Betreibers 

2018:  

Netzplanung und 
Beginn der 

Tiefbauarbeiten 

2019-2020 

Fertigstellung 
Ausbau, Anschluss 

der Haushalte 

2041:  

Voraussichtliche 
Amortisierung des 

Netzausbaus 

Quelle: Website des Breitbandzweckbands, 11.8.2017 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Betreibermodell: Umsetzung im Rahmen eines sog. 4-Stufen-Modells 

Ebene 1: Leerrohrnetz 

Ebene 2: Glasfaserkabel 

Ebene 3: Netzbetrieb 

Ebene 4: Diensteanbieter 

Öffentliche 
Hand (z.B. 
Zweckverband) 

Öffentliche 
Hand (z.B. 
Zweckverband) 

Netzbetreiber 

Netzbetreiber 



18 © WIRTSCHAFTSRAT Recht ï Bremer Woitag Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 

III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

 Betreibermodell: Mögliche Rechtsformen der Ausbaugesellschaft 

I. Rechtliche Rahmenbedingungen Rechtsform Öff-
rechtl. 

Rechts-
fähig 

Förder-
fähig 

Gründ.-
aufwand 

Geeignet für 
kommunale 
Kooperation 

Konditionen 
Finanzierung 

Einfluss 
Gemeinde 

Zweck-
verband 

Ja Ja Ja Moderat Ja Gut Moderat 

Kommune/ 
LK selbst 

Ja Ja Ja Niedrig Nein Gut Hoch 

Regie-/  
Eigenbetrieb 

Ja Nein Ja Niedrig Nein Gut Hoch 

AöR Ja Ja Nein Moderat Ja Ungünstiger Geringer 

GmbH & Co. 
KG 

Nein Ja Nur z.T. Moderat Ja Ungünstiger Geringer 

GmbH Nein Ja Nur z.T. 
 

Moderat Ja Ungünstiger Geringer 

Bürger-
beteiligung 

Nein Ja Nur z.T. 
 

Hoch 
(Prospekt) 

Nein Ungünstiger Geringer 



19 © WIRTSCHAFTSRAT Recht ï Bremer Woitag Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 

III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

 Betreibermodell: Steuerrechtliche Behandlung des Ausbaus 

Á Verpachtet etwa ein Zweckverband ein passives / Leerrohrnetz ohne aktive Technik, liegt 
kein Verpachtungs-BgA vor; Körperschaftssteuer und Gewerbesteuer fallen dann nicht an 

 

Á Solange Einnahmen aus der Verpachtung des Netzes nur dem Ausgleich der 
Investitionskosten dienen, wird auch ansonsten keine Gewerbesteuer fällig 

 

Á Bei Verpachtung des Netzes auf privatrechtlicher Grundlage unterliegt der Zweckverband 
nach § 2b UStG der Umsatzbesteuerung und ist vorsteuerabzugsberechtigt. 

 

Á Folge: 

ü Investition können mit Nettobeträgen kalkuliert werden 

ü Zweckverband kann vereinfachend 19 % mehr investieren als eine nicht zum Vorsteuerabzug 
berechtigte Einrichtung der öffentlichen Hand 

 

ÁUm hinsichtlich dieser Steuervorteile für ein konkretes Ausbauvorhaben Planungssicherheit 
zu gewinnen, empfiehlt sich eine verbindliche Anfrage beim Finanzamt 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

 Betreibermodell: Vereinfachungen durch das DigiNetzG 

Rechte beim 
Netzausbau 

gem. 
DigiNetzG 

Recht zur 
Mitnutzung 
bestehender 
Infrastruktur 

Recht zum 
Wohnungsstich 

Recht zur 
Mitverlegung 
bei anderen 
Vorhaben 

Zusätzliche 
Grabungsarbeiten 

lassen sich 
vermeiden, indem 

bei anderen 
Infrastruktur-
maßnahmen 

mitverlegt wird 

Dank Befugnis 
zum 

Wohnungsstich 
kann in einem 
Zug nicht nur 
FTTB, sondern 
FTTH verlegt 

werden 

Beim Betrieb neuer FTTB/H-Netze 
lassen sich bestehende FTTC-

Leitungen mitnutzen 

Das DigiNetzG erleichtert den 
Eigenausbau der Netze durch eine 
Reihe zusätzlicher Befugnisse  
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Wirtschaftlichkeits-
lückenförderung 

Eigenausbau 

III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

 Abwägung zwischen Wirtschaftlichkeitslücken- und Betreibermodell 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Ausbau durch Zweckverband: Ablauf  

Zweckverband (ZV) 
beschafft Mittel zum 
Ausbau der passiven 

Netzinfrastruktur 

Pächter übernimmt als 
Bauherr den Ausbau für 
den ZV und übereignet 
ihm das passive Netz 

Pächter pachtet vom ZV 
das passive Netz 

Pächter installiert die 
aktiven Komponenten 

Pächter übernimmt 
Marketing- und 

Vertriebsmaßnahmen 
mit Unterstützung durch 

den ZV 

Gemeinsames Ziel: 
Erreichen einer hohen 

Anschlussquote 
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Zweck-
verband 

Gemeinden 

Ausbauendes 
Unternehmen 

Netzbetreiber Banken 

Fördermittel-
geber 

III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

 Ausbau durch Zweckverband: Potenziale  

i.d.R. 
Sonderzuschüsse 
für Kooperationen 

i.d.R. bessere Konditionen 
für Verbund von 
Kommunen als 

Darlehensnehmer 

i.d.R. größeres Interesse 
am Betrieb eines 

weitreichenderen Netzes 
(Ą attraktivere Angebote 

für Verpachtung) 

Pro Haushalt 
geringere 

Anschlusskosten  
(Ą günstigere 

Angebote) 

Zentrale Stelle verspricht pro Kommune 
weniger Koordinationsaufwand als bei 

Einzelausbau 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Beihilferechtliche Behandlung des Ausbaus 

 

ÁNimmt die öffentliche Hand für den Ausbau Fördermittel in Anspruch, muss sie die NGA-
Rahmenregelung einhalten 

 

ÁHintergrund:  

Á Das Tätigwerden der öffentlichen Hand beinhaltet eine staatliche Beihilfe  

Á Gemäß Art. 107 AEUV unzulässig, wenn nicht durch die EU-Kommission notifiziert oder durch 
notifizierte Regelung gedeckt -> NGA-Rahmenregelung 

 

ÁWesentliche beihilferechtliche Vorgaben der NGA-Rahmenregelung: 

Á Beseitigung einer bestehenden Unterversorgung (für mind. 95% aller Haushalte mindestens 30 
MBit/s und Verdoppelung der bisherigen Downloadrate) 

Á Marktversagen (Markterkundungsverfahren, durch den eGo-MV Mitte 2015 landesweit 
durchgeführt) 

Á Ausschreibung der Beihilfe in einem offenen und transparenten Ausschreibungsverfahren 

Á Gewährung eines offenen Netzzugangs (zu Leerrohren, KVZ, unbeschalteter Glasfaser und TAL) für 
mind. 7 Jahre, für passive Infrastruktur für unbegrenzte Zeit 

Á Dokumentation der geschaffenen Infrastrukturen, Monitoring 

Á Rückzahlung überschüssiger Beihilfen 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Verfahrensarten und Schwellenwerte 

ÁGrundsatz: Transparentes und diskriminierungsfreies Ausschreibungsverfahrens (§ 5 NGA-
Rahmenrichtlinie) 

 

ÁGegenstand der Ausschreibung: Gewährung einer Beihilfe (WL-Modell) bzw. Netzbetrieb, 
ggf. in Verbindung mit dem Bau des Netzes (Betreibermodell) 

 

Á Schwellenwert für Liefer- und Dienstleistungen: Derzeit 209.000,- EUR (EU-Schwellenwert) 

 

Á Verfahrensarten:  

Á Offenes Verfahren (Grundsatz; insbesondere beim Betreibermodell nicht praktikabel) 

Á Nichtoffenes Verfahren (insbesondere beim Betreibermodell nicht praktikabel) 

Á Verhandlungsverfahren mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb 

Á Wettbewerblicher Dialog 

 

ÁGeeignet für Breitbandausschreibungen sind v.a. Verhandlungsverfahren und 
wettbewerblicher Dialog, da hier der Vertragsgegenstand gemeinsam mit den potenziellen 
Vertragspartnern konkretisiert werden kann 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Möglicher Ablauf 

Verfahrensschritt Dauer (ca.) 

Vorbereitung des Vergabeverfahrens 4 Wochen 

Veröffentlichung 6 Wochen 

Teilnahmewettbewerb 2 Wochen  

Einholung indikativer Angebote 4 Wochen 

Verhandlungsrunden (Dauer je nach Anzahl der Bieter und dem 
Aufklärungsbedarf)  

8 Wochen 

Angebotsphase  2 Wochen 

Auswertung der Angebote und Zuschlagserteilung (einschließlich 
Stellungnahme BNetzA, Beschlussfassung in den Gremien, 
Information unterlegener Bieter) 

14 Wochen 

GESAMT 40 Wochen 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Vorbereitung 

 

Á Konzipierung des Verfahrens 

Á Prüfung anwendbarer Rechtsnormen & Schwellenwerte 

Á Auswahl der geeigneten Verfahrensart 

Á Zeitplanung 

 

Á Erstellung der Ausschreibungsunterlagen 

Á Erstellung des Leistungsverzeichnisses 

Á Ausfertigung der Formblätter 

Á Festlegung der Zuschlagskriterien 

Á Festlegung des Bewertungsmaßstabs 

Vor-
bereitung 

Teilnahme-
wettbewerb 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Teilnahmewettbewerb (grundlegende Vorgaben) 

 

ÁUnbegrenzte Anzahl an Bewerbern 

 

Á Förmliches Verfahren 

 

Á Auswahl der Verhandlungsteilnehmer aus dem Kreis der Bewerber 

Á Anzahl der Bewerber, die zu Verhandlungen bzw. einem Dialog aufgefordert werden, kann 
begrenzt werden 

Á Es sind so viele Bewerber zu berücksichtigen, dass ein Wettbewerb gewährleistet ist 

Á Es gelten die Gebote der Gleichbehandlung und Transparenz; Anspruch auf ermessensfehlerfreie 
Auswahl 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Teilnahmewettbewerb (Ablauf) 

 

Á Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union  

Á ggf. schon hier Bekanntgabe der Zuschlagskriterien 
 

Á Aufforderung zur Teilnahme 

Á Nachweis der Eignung der Bewerber in sachlicher und persönlicher 
Hinsicht 

Á Nachweise dürfen nicht doppelt gewertet werden (wird z. B. Angabe von 
Referenzen gefordert, dürfen diese nicht auch i. R. d. Zuschlagskriterien 
gewertet werden) 

Á Frist zur Einreichung der Teilnahmeanträge: mind. 37 Kalendertage ab 
Absendung der Bekanntmachung 

 

Á ggf. Setzung einer Frist zum Nachreichen von Unterlagen 
 

Vor-
bereitung 

Teilnahme-
wettbewerb 

Einholung 
indikativer 
Angebote 



30 © WIRTSCHAFTSRAT Recht ï Bremer Woitag Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 

III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Einholung indikativer Angebote 

 

Á ggf. (im Verhandlungsverfahren) Einholung indikativer Angebote 

Á unverbindliche Erstangebote als Grundlage für die anschließenden 
Verhandlungsrunden 

Á Angebotsfrist: mind. 22 Tage 
 

Á nach Auswertung der Angebote: Übernahme von mind. 3 
Teilnehmern in die Verhandlungsrunden, sofern ausreichend 
geeignete Bieter vorhanden 

 

Teilnahme-
wettbewerb 

Einholung 
indikativer 
Angebote 

Verhand-
lungs-

gespräche 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Verhandlungsgespräche bzw. Dialogrunden 

Á Ablauf 

Á Verhandlung über die Auftragsbedingungen (Verhandlungsverfahren) bzw. 
Ermittlung des Auftragsgegenstandes (wettbewerblicher Dialog) im 
Rahmen einer oder mehrerer Verhandlungs-/ Dialogrunden 

Á Bieterkreis kann sukzessive verringert werden 

Á endgültige Festlegung des Auftragsgegenstandes 

Á Stets zu beachten: Grundsätze der Transparenz und der 
Diskriminierungsfreiheit 

 

Einholung 
indikativer 
Angebote 

Verhand-
lungs-

gespräche 

Angebots-
phase 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Verhandlungsgespräche (1) 

ÁMitverhandeln dürfen nur Unternehmen, die am Teilnahmewettbewerbe teilgenommen 
haben 

Á Verhandlungen Ƴƛǘ ƴǳǊ ŜƛƴŜƳ αpreferred bidderά ƘŜǳǘŜ ǳƴȊǳƭŅǎǎƛƎ 

Á Es muss ein echter Wettbewerb gewährleistet sein (grds. mind. 3 Bieter) 

Á Sukzessive Beschränkung der Anzahl der zu verhandelnden Angebote möglich  

Á Vorteil: durch Aussonderung preislich oder inhaltlich weniger geeigneter Angebote werden die 
Kosten des Verfahrens gering gehalten 

Á Ausschlusskriterien müssen objektiv sein und vorher festgesetzt werden 

Á In der Schlussphase müssen noch genügend Angebote vorliegen, um Wettbewerb zu gewährleisten 

Á Vorteil der Verhandlungsgespräche: Hohe Flexibilität 

Á Begrenzung durch Gleichbehandlungsgrundsatz, Transparenzgebot und das 
Geheimhaltungsinteresse der Bewerber 

Á Verhandlungen können persönlich, telefonisch oder schriftlich geführt werden 

Á Anzahl der Verhandlungsrunden, Intensität, Dauer können grundsätzlich frei festgelegt werden  

Á Getrennte Durchführung der Verhandlungen für die einzelnen Bieter 

Á Beschleunigung des Verfahrens durch einvernehmliche Festlegung der Angebotsfrist möglich 

Á ABER: Vergabestelle ist an den von ihr einmal vorgegebenen Verfahrensablauf gebunden 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Verhandlungsgespräche (2) 

Á Verlangen kann der Auftraggeber von den Bietern ein 

Á verbindliches und zuschlagsfähiges oder 

Á unverbindliches erstes (indikatives) Angebot 

 

ÁGegenstand der Verhandlungen sind 

Á Auftragsinhalt 

Á Auftragsbedingungen 

Á Preis 

 

Á Es muss immer über den ausgeschriebenen Auftrag verhandelt werden 

Á Keine Beschaffung eines Aliuds  

Á Ausnahme: Sachlicher Grund für Abweichungen 

Á In diesem Fall sind alle Bewerber rechtzeitig zu informieren 

 

ÁNachverhandlungen sind grundsätzlich zulässig: die Unternehmen können ihre Angebote 
(bis zur finalen Abforderung) forstlaufend modifizieren 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Wettbewerblicher Dialog 

Á Struktur des Dialogs weitgehend frei gestaltbar 

 

Á Verhandlungs- und Ausleseprozess muss jedoch transparent und diskriminierungsfrei 
verlaufen  

 

ÁDialog kann in mehreren aufeinanderfolgenden Phasen geführt werden 

Á In jeder Dialogphase kann die Anzahl der zu erörternden Lösungen anhand der vorgegeben 
Kriterien verringert werden  

Á Ziel: Verringerung der Anzahl der zu erörternden Lösungen  

Á In der Schlussphase müssen noch genügend Lösungen vorliegen, um echten Wettbewerb zu 
gewährleisten 

Á Information, wenn eine Lösung eines Unternehmens nicht für die folgende Dialogphase 
vorgesehen ist 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Angebotsphase 

 

ÁMitteilung des endgültigen Auftragsgegenstandes an die Bieter 

Á Aufforderung an die Bieter zur Abgabe eines verbindlichen Angebots 

Á Setzung einer angemessenen Frist 

Á Auswertung der Angebote anhand der Zuschlagskriterien 

Á ggf. Aufklärungsverhandlungen 

Á Einholung der Zustimmung von BNetzA und Kommunalaufsicht 

 

Verhand-
lungs-

gespräche 

Angebots-
phase 

Abschluss-
phase 
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III. Wirtschaftliche und rechtliche Weichenstellung 

Vergabeverfahren: Abschlussphase 

 

Á Beschluss über die Erteilung des Zuschlags 

Á durch Verbandsversammlung oder vergleichbare Beschlussfassung 

Á Information der unterlegenen Bieter 

Á Möglichkeit zur Einlegung von Rechtsmitteln 

Á 15-tägige Wartefrist bis zur Erteilung des Zuschlags 

Á Zuschlagserteilung 

Á Zustandekommen des Vertrags auf Grundlage des verbindlichen Angebots 

Á Veröffentlichung der Zuschlagserteilung im Amtsblatt der EU 

ÁDokumentation des Fortgangs des Vergabeverfahrens 

 

Angebots-
phase 

Abschluss-
phase 
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IV. Fazit 

Chancen und Potenziale für Kommunen 

ÁDer FTTB/H-Ausbau ist die nächste große Herausforderung bei der digitalen Versorgung 

 

ÁUm den Netzausbau kosteneffizient zu realisieren, sollten Kommunen vor allem vier 
Weichenstellungen erwägen 

Á den Rückgriff auf zusätzliche Fördertöpfe (z.B. die Sonderförderung für Gewerbegebiete) 

Á den Eigenausbau im Betreibermodell 

Á eine Zusammenarbeit mit Nachbargemeinden im Zweckverband 

Á Ausschreibung in sorgfältig konzipiertem Verhandlungsverfahren oder wettbewerblichen Dialog  

 

Á Bei alledem lohnt sich ein Ausbau; er verspricht u.a. 

Á Nachhaltige Attraktivität der versorgten Gebiete für Wohnen und Gewerbe  

Á Mehreinnahmen der Gemeinden durch Zuzug  

Á Verhinderung der Abwanderung von Gewerbebetrieben 

Á Anstieg des Wertes von angeschlossenen Immobilien 

Á ±ŜǊōŜǎǎŜǊǳƴƎ ŘŜǊ ƳŜŘƛȊƛƴƛǎŎƘŜƴ ±ŜǊǎƻǊƎǳƴƎ όα9-IŜŀƭǘƘάύ  

Á Grundlegung zur Umsetzung von Smart-City-Konzepten  
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